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Der Bundesniinister für Wirtschaft 

I R 2 - 3246/50 Bonn, den 2. Oktober 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 113 der Abgeordneten Strauß und 
Genossen betr. Verstärkung der Arbeitslosigkeit 
unter den Schwerbeschädigten durch Fort- 
setzung der Demontage. 


Auf die Anfrage Nr. 113 der Abgeordneten Strauß und Genossen 

- Nr. 1313 der Drucksachen - teile ich folgendes mit: 

1. Die Verlautbarung der Süddeutschen Zeitung vom 31. August 1950 
entspricht den Tatsachen. 

2. Wiederholte Vorstellungen der Stadt Essen, eine Linderung der 
Notlage ihrer Bevölkerung durch eine Erleichterung der ange- 
Ordneten Demontagen herbeizuführen, hatten dazu geführt, daß 
die Britische Militärregierung die Notwendigkeit der Ansiedlung 
neuer Friedensbetriebe in den verbleibenden Gebäuden der 
ehemaligen Krupp-Werke anerkannte. Hierzu gehören u. a. die 
Schwerbeschädigten Werkstätten. 

In einer am 16. Dezember 1949 stattgefundenen Besprechung 
zwischen dem Herrn Bundeskanzler und den Hohen Kommissaren 
wurden die Voraussetzungen für die befristete Überlassung einer 
Anzahl bei der Firma Krupp noch vorhandener Werkzeug- 
maschinen und Produktionsmittel an die Nachfolgebetriebe erörtert. 

Als Voraussetzung für die Verhandlungen mit den Empfänger- 
nationen verlangten die Alliierten Hohen Kommissare eine 
Erklärung des Herrn Bundeskanzlers, daß die leihweise zu über- 
lassenden Werkzeugmaschinen, die keine ^speziellen Rüstungs- 
maschinen sein durften, nach sechsmonatiger Benutzung ausge- 
liefert würden oder daß für sie geeigneter Ersatz geleistet werde, 
ln seiner Note an die Alliierten Hohen Kommissare vom 
12. Januar 1950 gab der Herr Bundeskanzler diese Erklärung ab. 

Am 30. Januar 1 950 genehmigte die Alliierte Hohe Kommission end- 
gültig die vorübergehende Benutzung von 289 Werkzeugmasdiinen 
in den Nachfolgebetrieben für die Zeit vom 1. Februar 1950 
bis zum 1. Juli 1950. 


Dru^: Bodidrackerei R. Madel, Bonn, Argeltnderstrafc II 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Andernadi, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



In der Folgezeit versuchte das Wirtschaftsministerium Nordrhein- 
Westfalen, über den Regional Economic Officer des Land- 
kommissars Nordrhein-Westfalen weitere Maschinen zur Ver- 
wendung in den Nachfolgebetriehen freigeatellt zu bekommen. 

Zusätzlich fand in der gleichen Angelegenheit ein Notenwechsel 
zwischen dem Herrn Bundeskanzler und der Alliierten Hohen 
Kommission statt. Er führte jedoch ebenso wie die vom Wirt- 
schaftsministerium NOrdrhein-Westfalen eingeleiteten Maßnahmen 
zu keinem befriedigenden Ergebnis, weil nur das Vereinigte 
Königreich, nicht aber auch die übrigen Empfängernationen, dem 
Verbleib von weiteren 6 Werkzeugmaschinen bis zum 1. August 
1 950 zustimmten. 

Die Kruppschen Schwerbeschädigtenwerkstätten hatten auf 
diese Weise insgesamt 28 Werkzeug- und Holzverarbeitungs- 
maschinen kleinerer bis mittlerer Abmessung erhalten, wodurch 
etwa 50 Arbeitnehmer, die fast ausschließlich anerkannte Schwer- 
beschädigte waren, beschäftigt werden konnten. Das Fertigungs- 
programm umfaßte Haushaltsgegenstände, Spielwaren, Schreib- 
tischgarnituren und Möbel. 

Bereits vor Ablauf der auf den 1. August 1950 festgesetzten 
Rückgabefrist wurden zugunsten der Nachfolgebetriebe deutsche 
Wünsche auf Rückbehaltung von etwa 160 Masdiinen vorge- 
bracht und den zuständigen RD - R-Missionen der Empfänger- 
nationen geeignete Austauscbobjekte angeboten. Auch für die 
Schwerbesdiädigten Werkstätten wurden Frankreich als der Empfän- 
gernation entsprechende Maschinenaustauschvorschläge unterbrei- 
tet. Frankreich lehnte diese jedoch ab. 

In einer Besprechung mit dem Wirtschaftsministerium Nordrhein- 
Westfalen ließ der. Regional Economic Officer von Nordrhein- 
Westfalen keinen Zweifel darüber, daß ab 1. August 1950 alle 
Maschinen, über die keine Vereinbarungen mit den Empfänger- 
nationen getroffen werden könnten, für den Abtransport im 
RD Sc R-Lager Essen bereitstehen müßten. Jeder Versuch, einen 
Aufschub dieses Termins zu erreidien, werde als ein Bruch der 
mit dem Herrn tlundeskanzler am 12. Januör 1950 getroffenen 
Vereinbarung angesehen. 

Unter Berücksichtigung dieses Sachverhalts sieht sich die Bundes- 
regierung nicht in der Lage, den Sch wer beschädigten Werkstätten 
die vorübergehend überlassenen Maschinen zu erhalten. 

In V ertretung 

Dr. Schalfejew 



